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(Nr. 2156.) Geſetz, betreffend die Verlängerung des Handelsproviſoriums zwiſchen dem Reich 
und Spanien. Vom 17. März 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Die zwiſchen dem Reich und Spanien durch die Erklärung vom 22. Ja- 
nuar 1894 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 111) bis einſchließlich zum 31. März d. J. ver⸗ 
längerte Friſt für die Ratifikation des am 8. Auguſt 1893 zu Madrid unter⸗ 
zeichneten deutſch⸗ſpaniſchen Handels- und Schiffahrtsvertrages, ſowie für die 
Dauer des durch Notenaustauſch vom 29. und 30. Juni 1892 vereinbarten und 
durch das Abkommen vom 30. Dezember 1893 (Reichs⸗Geſetzbl. von 1894 S. 109) 
modifizirten Handelsproviſoriums mit Spanien kann durch Vereinbarung der 
beiderſeitigen Regierungen bis einſchließlich zum 15. Mai 1894 weiter ver- 
längert werden. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 17. März 1894. 
(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 
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Ausgegeben zu Berlin den 24. März 1894. 
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(Nr. 2157.) Bekanntmachung, betreffend die Invaliditäts- und Altersverſicherung von Haus 
gewerbetreibenden der Teptilinduſtrie. Vom 1. März 1894. 


Ali Grund der $$. 2, 109, 110 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ und 
Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889 Geichs⸗Geſetzbl. S. 97) hat der Bundes⸗ 
rath nachſtehende Vorſchriften über die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung von 
Hausgewerbetreibenden der Textilinduſtrie beſchloſſen: 


m 
Die Verſicherungspflicht nach §. 1 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung, vom 22. Juni 1889 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) wird auf 
ſolche ſelbſtändige Gewerbetreibende (Hausgewerbetreibende) erſtreckt, welche in 
eigenen Betriebsſtätten im Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibenden 
(Fabrikanten, Fabrikkaufleute, Handelsleute) mit Weberei und Wirkerei beſchäftigt 
werden, und zwar auch dann, wenn dieſe Hausgewerbetreibenden die Roh⸗ oder 
Hülfsſtoffe ſelbſt beſchaffen, und auch für die Zeit, während welcher ſie vor⸗ 
übergehend für eigene Rechnung arbeiten. Zur Wirkerei gehört auch die 
Maſchinenſtrickerei. 
Die Verſicherungspflicht erſtreckt ſich auch 
a) auf die zur Herſtellung der Gewebe und Wirkwaaren erforderlichen 
Nebenarbeiten — Spulerei (Treiberei), Scheererei, Schlichterei u. ſ. w. —, 
ſowie 
b) auf die weitere Bearbeitung oder Verarbeitung — Appretirung, Mon 
fektion u. ſ. w. — der Gewebe und Wirkwaaren, ſoweit dieſe Arbeiten 
in den Betriebsſtätten der Hausweber oder Hauswirker nebenher aus⸗ 
geführt werden. 
Vorſtehende Beſtimmungen finden keine Anwendung 


a) auf Perſonen, welche das Geſchäft regelmäßig für eigene Rechnung 
betreiben und nur gelegentlich von anderen Gewerbetreibenden für deren 
Rechnung beſchäftigt werden; 

p) auf Perſonen, welche in dem Betriebe des Hausgewerbes nur gelegent⸗ 
lich, oder zwar in regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher und 
in ſo geringem Umfange thätig ſind, daß der hieraus erzielte Verdienſt 
zum Lebensunterhalt nicht ausreicht und zu den Verſicherungsbeiträgen 
nicht in entſprechendem Verhältniß fteht; 

ei auf Perſonen, welche in einem anderen, die Verſicherungspflicht be⸗ 
gründenden regelmäßigen Arbeits- oder Dienſtverhältniß zu beſtimmten 
Arbeitgebern ſtehen und, ohne dieſes Verhältniß zu unterbrechen, das 
Hausgewerbe nur nebenher, ſei es regelmäßig, ſei es nur gelegentlich, 
betreiben. 
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2 
Die Verſicherung erfolgt bei derjenigen Verſicherungsanſtalt, in deren Bezirk 
ſich der Betriebsſitz des Hausgewerbetreibenden befindet. Die Lohnklaſſe, in 
welcher die Verſicherung erfolgt, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des $. 22 
des Geſetzes. Dies gilt auch für diejenige Zeit, während welcher der Haus⸗ 
gewerbetreibende für eigene Rechnung arbeitet. 


3. 


Die Hausgewerbetreibenden haben die Beiträge für ihre eigene Verſicherung 
ſelbſt dadurch zu entrichten, daß ſie die den ſchuldigen Beiträgen entſprechenden 
Marken in ihre Quittungskarten einkleben. 

Für jede volle oder angefangene Kalenderwoche, in welcher der Haus⸗ 
gewerbetreibende für eigene oder fremde Rechnung beſchäftigt war, ſind die Bei⸗ 
träge ſpäteſtens an demjenigen Tage zu entrichten, an welchem die nächſte Ab⸗ 
rechnung mit dem Fabrikanten oder, wenn die Beſchäftigung für mehrere 
Fabrikanten ſtattfindet, mit einem derſelben erfolgt. 

Die Hausgewerbetreibenden, welche es unterlaſſen, die Beiträge für ihre 
Verſicherung gemäß vorſtehender Vorſchrift zu entrichten, unterliegen der Grat: 
beſtimmung des F. 143 des Geſetzes. 

KI Die verſicherungspflichtigen Hausgewerbetreibenden haben auch für die⸗ 
jenige Zeit, während welcher fie das Geſchäft auf eigene Rechnung betreiben, für 
ihre eigene Verſicherung Zuſatzmarken nicht beizubringen. 

Bezüglich der Beiträge der Hausgewerbetreibenden für ihr Hülfsperſonal 
(Gefellen, Gehülfen, Lehrlinge) hat es bei den beſtehenden allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften ſein Bewenden. 


4 


Die von den Hausgewerbetreibenden für Dé und ihr Hülfsperſonal ver: 
wendeten Marken ſind ſofort nach erfolgter Einklebung dadurch zu entwerthen, 
daß auf denſelben handſchriftlich oder mittelſt eines Stempels der Entwerthungstag 
in Zahlen angegeben wird (vergl. Ziffer II Nr. 3a der Bekanntmachung vom 
24. Dezember 1891, Reichs⸗Geſetzbl. S. 401). 


5. 


Auf dem im F. 112 des Geſetzes vorgeſehenen Wege kann angeordnet 
werden, daß die Beiträge für die Hausgewerbetreibenden von dieſen zum Einzug 
gebracht werden. In dieſem Falle finden die Beſtimmungen der Ziffer 3 Abſatz 1 
bis 3 und der Ziffer 4 keine Anwendung, und ſind die den eingezogenen Bei— 
trägen entſprechenden Marken alsbald nach deren Einklebung nach Maßgabe der 
von der Landescentralbehörde getroffenen Anordnungen zu entwerthen. 
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Die Fabrikanten u. ſ. w. find verpflichtet, den für ihre Rechnung arbeitenden 
Hausgewerbetreibenden bei der Abrechnung die Hälfte desjenigen Betrages für 
Beitragsmarken zu erſtatten, welcher auf die zur Herſtellung der Arbeit durch 
einen Arbeiter im Durchſchnitt annähernd erforderliche Zeitdauer entfällt. 

Bei der Berechnung des zu erſtattenden Betrages wird die Woche zu ſechs 
Arbeitstagen, und der Arbeitstag, ſofern nicht durch die für den Betriebsſitz des 
Hausgewerbetreibenden zuſtändige untere Verwaltungsbehörde eine andere Zeit 
als Arbeitsdauer allgemein feſtgeſetzt wird, zu elf Arbeitsſtunden gerechnet. 
Bruchtheile von Pfennigen werden zu Laſten des Fabrikanten auf volle Pfennige 
nach oben abgerundet. 

Die Erſtattung erfolgt auch dann nach dem Werth der für den Haus⸗ 
gewerbetreibenden ſelbſt zu verwendenden Marken ($. 22 des Geſetzes), wenn bei 
der Arbeit verſicherungspflichtige Hülfsperſonen verwendet worden ſind. Eine 
höhere als die geſetzlich vorgeſchriebene Lohnklaſſe (F. 22 des Geſetzes) iſt bei der 
Erſtattung nur dann zu Grunde zu legen, wenn der Fabrikant der Verwendung 
von Marken der höheren Lohnklaſſe ausdrücklich zugeſtimmt hat. 
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Bei Streitigkeiten über die bei der Erſtattung (Ziffer 6) in Anſatz zu 
bringende Arbeitsdauer entſcheidet auf Antrag eines Theiles die für den Betriebsſit 
des Hausgewerbetreibenden zuſtändige untere Verwaltungsbehörde endgültig. 

Dieſelbe iſt befugt, einen Sachverſtändigen zu ernennen, welcher auf 
Antrag eines Theiles, auch ohne daß ein Streitfall vorliegt, den Zeitbedarf 
abzuſchätzen hat. Die Fabrikanten u. ſ. w. haben bei der Abrechnung denjenigen 
Betrag zu erſtatten, welcher auf die abgeſchätzte Arbeitszeit entfällt. Wird 
demnächſt im Streitfall eine andere durchſchnittliche Arbeitsdauer feſtgeſtellt, ſo 
iſt die Differenz nachträglich auszugleichen. 

Die Verſicherungsanſtalt iſt befugt, für die Berechnung des vom Fa⸗ 
brikanten u. ſ. w. zu erſtattenden Betrages weitere Beſtimmungen zu erlaſſen. 
Diefelben bedürfen der Genehmigung des Reichs ⸗(Landes⸗) Verſicherungsamts. 


8. 


Die Hausgewerbetreibenden können mit den Fabrikanten u. ſ. w. ver⸗ 
einbaren, daß letztere bei der Abrechnung die Hälfte desjenigen Betrages zu 
erftatten haben, welchen die Hausgewerbetreibenden für ſich und die von ihnen 
beſchäftigten verſicherungspflichtigen Hülfsperſonen für Beitragsmarken thatſächlich 
entrichtet haben. Iſt der Hausgewerbetreibende von mehreren Fabrikanten u. ſ. w. 
beſchäftigt, fo hat ſich eine ſolche Vereinbarung auch darauf zu erſtrecken, wie 
der von ihnen zu erſtattende Geſammtbetrag auf die einzelnen Fabrikanten u. ſ. w. 
zu vertheilen iſt. 
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Die Fabrikanten u. ſ. w. ſind berechtigt, die Verpflichtungen des Arbeit⸗ 
gebers für ihre Hausgewerbetreibenden und die von denſelben beſchäftigten 
verſicherungspflichtigen Hülfsperſonen ganz oder zum Theil ſelbſt zu übernehmen. 
Von der erfolgten Uebernahme hat der Fabrikant der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde Kenntniß zu geben, welche dem zuſtändigen Organe der Verſicherungs⸗ 
anftalt und in den Fällen des $. 112 des Geſetzes den mit der Einziehung der 
Beiträge und der Entgegennahme der Meldungen betrauten Stellen Nachricht giebt. 

Soweit es ſich um die Entrichtung der Beiträge für die Hausgewerbe⸗ 
treibenden ſelbſt handelt, können den Fabrikanten u. ſ. w. die Verpflichtungen 
der Arbeitgeber von der für ihren Betriebsſitz zuſtändigen unteren Verwaltungs⸗ 
behörde auferlegt werden. Gegen eine Anordnung dieſer Art findet binnen zwei 
Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde 
ftatt; dieſelbe entſcheidet endgültig. 

In den Fällen der Abſätze 1 und 2 finden die Vorſchriften der Ziffern 6 
und 7 keine Anwendung. Vielmehr ſind alsdann die allgemeinen Vorſchriften 
des Geſetzes hinſichtlich der Beitragsentrichtung durch die Arbeitgeber entſprechend 
auf die Fabrikanten u. ſ. w. anzuwenden, und es iſt die Hälfte der entrichteten 
Beiträge von den Verſicherten zu erſtatten. 


10. 


Die Hausgewerbetreibenden ſind in den Fällen der Ziffern 8 und 9 ver⸗ 
pflichtet, über die Dauer ihrer Beſchäftigung für eigene Rechnung und über die 
von ihnen im Gewerbebetriebe befchäftigten verſicherungspflichtigen Hülfsperſonen 
Verzeichniſſe zu führen, aus welchen ſich insbeſondere die Dauer der Beſchäftigung 
der letzteren ergiebt. Sie haben dieſe Verzeichniſſe den ſie beſchäftigenden 
Fabrikanten u. ſ. w. auf Verlangen zur Prüfung vorzulegen. Die für den 
Betriebsſitz des Hausgewerbetreibenden zuſtändige untere Verwaltungsbehörde iſt 
befugt, Vorſchriften über die Führung dieſer Verzeichniſſe zu erlaſſen und die 
ordnungsmäßige Führung ſowie die Vorlegung der Verzeichniſſe durch Geld⸗ 
ſtrafen bis zu fünfzig Mark zu erzwingen. 


11. 

Für die Dauer vorübergehender Beſchäftigung für eigene Rechnung haben 
die Hausgewerbetreibenden den vollen Beitrag für ihre Perſon, beziehungsweiſe 
den halben Beitrag für ihre Hülfsperſonen ſelbſt zu tragen. 

Die Vorſchriften der $$. 147 und 148 des Geſetzes finden auf die 
Fabrikanten u. ſ. w. in ihrem Verhältniß zu den Hausgewerbetreibenden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Die Einrechnung des von dem Arbeitgeber den Hausgewerbetreibenden zu 
erſtatteten Betrages in den Arbeitsverdienſt iſt unzuläſſig und ohne rechtliche 
Wirkung. 
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12. 


Streitigkeiten, welche aus Anlaß vorſtehender Beſtimmungen zwiſchen den 
Organen der Verſicherungsanſtalten einerſeits und den Fabrikanten, Hausgewerbe⸗ 
treibenden oder deren Hülfsperſonen andererſeits oder zwiſchen den Fabrikanten 
und den Hausgewerbetreibenden darüber, ob und welche Beiträge zu entrichten 
find, entſtehen, werden nach F. 122, Streitigkeiten über Berechnung und An⸗ 
rechnung der für Hausgewerbetreibende oder deren Hülfsperſonen zu entrichtenden 
Beiträge, unbeſchadet der Beſtimmung in Ziffer 7, nach F. 124 des Geſetzes 
entſchieden. 


13. 


Soweit im Vorſtehenden keine beſonderen Beſtimmungen getroffen ſind, 
erfolgt die Erhebung der Beiträge für die Hausgewerbetreibenden nach den für die 
Durchführung der Invaliditäts- und Altersverſicherung erlaſſenen allgemeinen 
Vorſchriften. 

14. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 2. Juli 1894 in Kraft. 

Für Verſicherte, welche auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen der 
Invaliditäts- und Altersverſicherung unterſtehen, tritt, wo nach $$. 156, 157, 
159 und 160 der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes entſcheidend iſt, an 
deſſen Stelle der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Beſtimmungen. 


Berlin, den 1. März 1894. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
von Boetticher. 
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(Nr. 2158.) Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Anlage B zur Verkehrs⸗Ordnung 
für die Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 18. März 1894. 


d. Grund des Artikels 45 der Reichsverfaſſung hat der Bundesrath in der 
Sitzung vom 15. März d. J. folgende Aenderungen der Anlage B zur Verkehrs⸗ 
Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands beſchloſſen: 
1. In Nr. XV erhält der Eingang nachſtehende Faſſung: 
„Flüssige Mineralsäuren aller Art, insbesondere 
Schwefelsäure, Vitriolöl, Salzsäure, Salpetersäure, 
Scheidewasser — wegen rother, rauchender Salpeterſäure 
vergleiche Nr. XVII — ſowie Chlorſchwefel unterliegen nach- 
stehenden Vorschriften: “. 
2. Die Nr. LIV ift zu ſtreichen. 
3. Unter Nr. XXXV ſind die zweimal vorkommenden Worte „und LIV" 
zu ſtreichen. 
4. Im Eingang der Nr. XRXVIb ift zwiſchen den Worten „Lykopodium“ 
und „ſowie“ einzufügen: 
„aus Voswinckels Sicherheitsſprengſtoff (einem Gemenge 
aus Ammonſalpeter, Dinitrobenzol, Harzen, Paraffin, Fetten 
und Lacken) /. 


Vorſtehende Aenderungen treten am 1. April d. J. in Kraft. 
Berlin, den 18. März 1894. 


Der Reichskanzler. 


Graf von Caprivi. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 
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